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Geletzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 17 Ausgegeben Danzig, den 11. März 1939 

Ta g Inhalt: Seite 
3. 3. 1939 Verordnung betreffend Anderung und Neufaſſung des Jugendwohlfahrtsgeſetzee s. 109 
— — ] é K «⅛«ͥrn —AUdßn 
4 Verordnung 


betreffend Anderung und Neufaſſung des Jugendwohlfahrtsgeſetzes. 
Vom 3. März 1939. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 48 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird unter der Bezeichnung „Geſetz für Jugendwohlfahrt“ folgende 
Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 

Artikel ! 

Das Geſetz für Jugendwohlfahrt vom 8. Juli 1927 (G. Bl. S. 269) erhält in der zurzeit 

geltenden Faſſung folgenden Wortlaut: 


Geſetz für Jugendwohlfahrt 
(J. W. G.) 
Abſchnitt ! 
Allge meines 
8 1 
Jedes Danziger Kind hat ein Recht auf Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen 
Tüchtigkeit. 8 
. Recht und die Pflicht der Eltern zur Er ziehung werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
Gegen den Willen des Erziehungsberechtigten iſt ein Eingreifen nur zuläſſig, wenn ein Geſetz es er⸗ 


laubt. 
Soweit die Familie des Kindes ihrer Erziehung spflicht nicht nachkommt, tritt unbeſchadet der Mit⸗ 


arbeit freiwilliger Tätigkeit, öffentliche Jugendhilfe ein. 


82 N 

Organe der öffentlichen Jugendhilfe ſind die Jugendämter, ſoweit nicht geſetzlich die Zuſtändig⸗ 
keit anderer öffentlicher Körperſchaften oder Einrichtungen, insbeſondere der Schule, gegeben iſt. 

Die öffentliche Jugendhilfe umfaßt alle behördlichen Maßnahmen zur Förderung der Jugend⸗ 
wohlfahrt (Jugendpflege und Jugendfürſorge) und regelt ſich, unbeſchadet der beſtehenden Geſetze, 
nach den folgenden Vorſchriften. 

Abſchenitt II 
Jugendwohlfa hrtsbehörden 
1. Jugendamt 
8 3 
Die Hauptaufgaben des Jugendamtes ſind: 
1. der Schutz der Pflegekinder, ö 
2. die Mitwirkung im Vormundſchaftsweſen, insbeſondere die Tätigkeit des Gemeinde⸗ 
waiſenrats, 

3. die Mitwirkung bei der Schutzaufſicht und der Fürſorgeerziehung, 
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.die Jugendgerichtshilfe, 
die Mitwirkung bei der Fürſorge für Kriegerwaiſen und Kinder von Kriegsbeſchädigten, 
die Mitwirkung in der Jugendhilfe bei den Polizeibehörden, insbeſondere bei der Unter⸗ 
bringung zur vorbeugenden Verwahrung gemäß näherer Vorſchrift des Senats. 
Das Jugendamt hat ferner die Aufgabe: 
. der Beratung in Angelegenheiten der Jugendlichen, 
. des Mutterſchutzes vor und nach der Geburt, 
. der Wohlfahrt der Säuglinge, 
. der Wohlfahrt der Kleinkinder, 
der Wohlfahrt der im ſchulpflichtigen Alter ſtehenden Jugend außerhalb des Unterrichts, 
. der Wohlfahrt der ſchulentlaſſenen Jugend. 
Für dieſe Zwecke hat das Jugendamt Einrichtungen ſowie Veranſtaltungen anzuregen, zu fördern 
und zu ſchaffen. 


S 
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8 4 

Die Behörden des Staates, der Selbſtverwaltungskörper, die Organe der Verſicherungsträger 
und die Jugendämter haben ſich gegenſeitig und die Jugendämter einander zur Erfüllung der Auf⸗ 
gaben der Jugendwohlfahrt Beiſtand zu leiſten. Die Organe der Verſicherungsträger ſind insbeſon⸗ 
dere zur Auskunfterteilung über alle das Beſchäftigungsverhältnis des Minderjährigen und der zu 
ſeinem Unterhalt verpflichteten Perſonen betreffenden Tatſachen verpflichtet. Inſoweit finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 142 der Reichsverſicherungsordnung und des § 309 des Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetzes keine Anwendung. 


§ 5 
Das Jugendamt hat die freiwillige Tätigkeit zur Förderung der Jugendwohlfahrt unter Wah⸗ 
rung ihrer Selbſtändigkeit und ihres ſatzungsmäßigen Charakters zu unterſtützen, anzuregen und zur 
Mitarbeit heranzuziehen, um mit ihr zum Zwecke eines planvollen Ineinandergreifens aller Organe 
und Einrichtungen der öffentlichen und privaten Jugendhilfe und der Jugendbewegung zuſammen— 
zuwirken. 


8 6 
Das Jugendamt iſt zuſtändig für alle Minderjährigen, die in ſeinem Bezirk ihren gewöhnlichen 
Aufenthaltsort haben. Für vorläufige Maßnahmen iſt das Jugendamt zuſtändig, in deſſen Bezirk 
das Bedürfnis der öffentlichen Jugendhilfe hervortritt. 
Bei Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit entſcheidet der Senat. 


8 7 

Für jeden Stadt⸗ oder Landkreis wird ein Jugendamt errichtet. Befindet ſich im gleichen Ver⸗ 
waltungsbezirk bereits ein Wohlfahrtsamt, ſo können ihm oder einem Ausſchuß durch Satzung der 
Gemeinde oder des Kommunalverbandes mit Genehmigung des Senats die Aufgaben des Jugend⸗ 
amtes übertragen werden. Jedoch muß die Zuſammenſetzung, ſoweit es ſich um die Wahrnehmung 
der Aufgaben des Jugendamtes handelt, den Erforderniſſen der SS 8 und 9 entſprechen. Anzu⸗ 
ſtreben iſt jedoch das ſelbſtändige Jugendamt. 

Der Senat kann die geſundheitlichen Aufgaben eines Jugendamtes auf die Geſundheitsverwal⸗ 
tung übertragen, die alsdann im Einvernehmen mit dem Jugendamt vorzugehen hat. 


8 8 

Das Jugendamt beſteht aus dem Leiter und in der Stadt Danzig aus 2, in Zoppot ſowie den 
Landkreiſen aus einem weiteren Beamten des Selbſt verwaltungskörpers als Stellvertreter. 

Der Leiter kann in der Stadt Danzig bis zu 7, in Zoppot und den Landkreiſen bis zu 4 in der 
Jugendwohlfahrt erfahrene und bewährte Männer und Frauen als Mitglieder zur ehrenamtlichen 
Mitarbeit berufen. 

Der Leiter und ſein Stellvertreter werden in 55 Stadt Danzig vom Senat, in Zoppot vom 
Magiſtrat ernannt. In den Kreisjugendämtern iſt der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes 
Leiter des Jugendamtes. Er beſtimmt ſeinen Stellvertreter. 

In das Jugendamt ſollen hauptamtlich nur Perſonen berufen werden, die eine für die Betäti⸗ 
gung in der Jugendwohlfahrt hinreichende Ausbildung beſitzen, die insbeſondere durch eine mindeſtens 
einjährige praktiſche Arbeit in der Jugendwohlfahrt erworben iſt. 
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J 89 
Soweit nicht ſchon auf Grund des 8 8 eine Berufung erfolgt iſt, können 
. der Kreisſchulrat, 
der Kreismedizinalrat, 
der Gewerberat, 
. der Vormundſchaftsrichter, 
Fin der Stadt Danzig der amtliche Kinderarzt, 
ein Schularzt, 
beratend zur Mitarbeit hinzugezogen werden. 
Sind mehrere ſolche Beamte im Bezirk angeſtellt, ſo erfolgt die Auswahl durch die vorgeſetzte 
Dienſtbehörde. 
Den in Abſ. 1 genannten Perſonen ſteht ein Anſpruch auf Vergütung für ihre Mitarbeit nicht zu. 
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§ 10 


Das Jugendamt kann die Erledigung einzelner Geſchäfte oder Gruppen von Geſchäften beſon⸗ 
deren Ausſchüſſen, in welche außer ſeinen Mitgliedern auch andere Perſonen berufen werden können, 
ſowie Vereinigungen für Jugendhilfe und für Jugendbewegung oder einzelnen in der Jugendwohl⸗ 
fahrt erfahrenen oder bewährten Männern und Frauen widerruflich übertragen. Das Nähere regelt 
das Landesjugendamt. Die Verpflichtung des Jugendamtes, für die ſachgemäße Erledigung der 
ihm obliegenden Aufgaben Sorge zu tragen, wird hierdurch nicht berührt. 


2. Landesjugendamt 
s 11 
Zur Sicherung einer gleichmäßigen Erfüllung der den Jugendämtern obliegenden Aufgaben und zur 
Unterſtützung ihrer Arbeit wird ein Landesjugendamt errichtet. Seine Aufgaben werden dem Jugend⸗ 
amt der Stadt Danzig zuſätzlich übertragen. Seine Mitgliederzahl (§ 8) wird infolgedeſſen um je einen 
Vertreter der Jugendämter der Kreiſe Danzig Höhe, Danzig Niederung, Gr. Werder und Stadt- 
gemeinde Zoppot erhöht. In dieſer Zuſammenſetzung führt es die Bezeichnung „Landesjugendamt“. 


§ 12 
Die Hauptaufgaben des Landesjugendamtes ſind: 

1. die Aufſtellung gemeinſamer Richtlinien und die ſonſtigen geeigneten Maßnahmen für die 
zweckentſprechende und einheitliche Tätigkeit der Jugendämter im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig; 

2. die Beratung der Jugendämter und die Vermittlung der Erfahrungen auf dem Gebiet 
der Jugendbetreuung; 

3. die Schaffung gemeinſamer Veranſtaltungen und Einrichtungen für die beteiligten Jugend— 
ämter; 

4. die Mitwirkung bei der Unterbringung Minderjähriger; 

5. die Zuſammenfaſſung aller Veranſtaltungen und Einrichtungen, die ſich auf die Betreuung 
gefährdeter und verwahrloſter Minderjähriger beziehen; 

6. die Vermittlung von Anregungen für die freiwillige Tätigkeit ſowie die Förderung der 
freien Vereinigungen auf allen Gebieten der Jugendwohlfahrt und ihres planmäßigen Zu⸗ 
ſammenarbeitens untereinander und mit den Jugendämtern im Bereich des Landesjugend— 
amtes; 

7. die Erteilung der Erlaubnis zur Aufnahme von Pflegekindern durch Anſtalten ſowie die 
Aufſicht über Anſtalten gemäß $ 24; 

8. die Tätigkeit als oberſte Aufſichtsbehörde über alle Waiſenhäuſer und Anſtalten, die Min⸗ 
derjährige und Jugendliche aus erzieheriſchen und fürſorgeriſchen Gründen aufnehmen. 

Zur Erfüllung ſeiner Aufgaben kann das Landesjugendamt: 

a) Vorſchriften über die Erziehung der in den Waiſenhäuſern und Anſtalten aufgenommenen 
Kinder und Jugendlichen erlaſſen; 

b) die Leiter der Waiſenhäuſer und Anſtalten ohne Rückſicht auf deren Satzungen abbe— 

rufen und durch andere erſetzen, falls ſie nicht die Gewähr dafür bieten, daß die Inſaſſen 

den Richtlinien des Landesjugendamtes entſprechend erzogen werden oder andere Gründe 
ein Eingreifen erforderlich machen. Das gleiche gilt für die Vorſtände der Waiſenhäuſer 
und Anſtalten; 
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c) die Durchführung feiner Anordnungen in derartigen Anſtalten überwachen laſſen; 

d) anordnen, daß das Erziehungs- und Pflegeperſonal der betroffenen Waiſenhäuſer und An⸗ 
ſtalten der Genehmigung des Landesjugendamtes bedarf; 

e) alle ſonſt erforderlichen Maßnahmen treffen, um eine zeitentſprechende Erziehung der in 
die Waiſenhäuſer und Anſtalten aufgenommenen Kinder zu gewährleiſten, insbeſondere 
auch die Satzungen dieſer Häuſer und Anſtalten ändern. 

Das Landesjugendamt iſt gleichzeitig Fürſorgeerziehungsbehörde. 
Weitere Aufgaben können dem Landesjugendamt durch den Senat übertragen werden. 


3. Rechtsmittel 
s 13 

Gegen die Entſcheidungen und Maßnahmen des Landesjugendamts, der Jugendämter oder der 
Stellen, welchen jugendamtliche Aufgaben übertragen ſind ($ 7, Abſatz 2 und $ 10) kann innerhalb 
einer Ausſchlußfriſt von 2 Wochen ſchriftlich Beſchwerde eingelegt werden. 

Die Beſchwerde iſt bei derjenigen Stelle einzulegen, welche die Entſcheidung erlaſſen hat. Iſt die 
Entſcheidung von einer anderen Stelle als dem Jugendamt erlaſſen, ſo hat ſie die Beſchwerde, wenn 
ſie ihr nicht ſtattgibt, unmittelbar dem Jugendamt vorzulegen. f 

Über Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Jugendämter und ihnen gleichgeſtellter Stellen ent- 
ſcheidet das Landesjugendamt, über Beſchwerden gegen Entſcheidungen des Landesjugendamts entſcheidet 
der zuſtändige Senator endgültig. 

Abſchnitt III 
Schutz der Pflegekinder 
8 14 

Pflegekinder ſind Kinder unter 14 Jahren, die ſich regelmäßig dauernd oder nur für einen Teil 
des Tages in fremder Pflege befinden, wenn nicht von vornherein feſtſteht, daß ſie unentgeltlich in vor⸗ 
übergehende Bewahrung genommen werden. 

Die Vorſchriften des Abſatz 1 finden keine Anwendung auf die Kinder, die lediglich einen Teil des 
Tages einen vom Senat genehmigten Kindergarten oder Kinderhort beſuchen. 


8 15 
Wer ein Pflegekind aufnimmt, bedarf dazu der vorherigen Erlaubnis des Jugendamtes. In drin⸗ 
genden Fällen iſt die Erlaubnis unverzüglich nachträglich zu bewirken. Wer mit einem ſolchen Kinde 
in den Bezirk eines anderen Jugendamtes zuzieht, hat die Erlaubnis zur Fortſetzung der Pflege bei 
dieſem unverzüglich einzuholen. 
Steht von vornherein feſt, daß ein Kind unentgeltlich oder nicht gewerbsmäßig in vorüber⸗ 
gehende Bewahrung genommen wird, ſo genügt die Anmeldung bei dem Jugendamt. 


8 16 

Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes finden keine Anwendung, wenn eheliche Kinder bei Ver⸗ 
wandten oder Verſchwägerten bis zum dritten Grade verpflegt werden, wenn dieſe Perſonen nicht 
Kinder entgeltlich, gewerbsmäßig oder gewohnheitsmäßig in Pflege nehmen. 

Das gleiche gilt bei Kindern, die aus Anlaß auswärtigen Schulbeſuchs einen Teil des Tages in 
Pflege genommen werden, ſowie bei ſolchen Kindern, die zum Zwecke des Schulbeſuchs in auswärtigen 
Schulorten in Familien untergebracht ſind, wenn dieſe von der Schulleitung für geeignet erklärt 
jind und überwacht werden. 

BET: 

Die Vorausſetzungen für die Erlaubnis, ihr Erlöſchen und ihren Widerruf können durch das Lan⸗ 
desjugendamt näher beſtimmt werden. 

Die Erlaubnis iſt widerrufbar, wenn es das körperliche, geiſtige oder ſittliche Wohl des Kindes 
erfordert. 

$ 18 

Zuſtändig für die Erteilung und den Widerruf der Erlaubnis iſt das Jugendamt, in deſſen Bezirk 

die Pflegeperſon ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. N 


8 19 5 
Pflegekinder unterſtehen der Aufſicht des Jugendamtes. Das gleiche gilt für uneheliche Kinder, 
die ſich bei der Mutter befinden. 
Die Aufſichtsbefugniſſe, insbeſondere ſoweit ſie für das geſundheitliche und ſittliche Gedeihen des 
Kindes erforderlich find, werden durch das Landesjugendamt geregelt. =: 
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Wer ein uneheliches oder ein Pflegekind in Obhut hat, iſt verpflichtet, das Kind auf Anord⸗ 
nung des Jugendamtes an dem von dieſem beſtimmten Ort und zum feſtgeſetzten Zeitpunkt vorzuſtellen. 
Die Eingehung oder die Fortſetzung eines Pflegeverhältniſſes mit Minderjährigen unter 18 Jahren 
kann allgemein oder für den Einzelfall vom Jugendamt unterſagt werden, wenn die Pflegeſtelle wegen 
der perſönlichen Verhältniſſe des Aufnehmenden oder mit Rückſicht auf die Art der Unterbringung 
ungeeignet iſt. Zur Sicherung des Verbotes iſt Aufſicht zuläſſig. 


§ 20 

Durch Anordnung der Jugendämter können Pflegekinder von der Beaufſichtigung widerruflich 
befreit werden. 

Unehelihe Kinder ſollen, ſolange ſie ſich bei der Mutter befinden, von der Beaufſichtigung wider— 
ruflich befreit werden, wenn das Wohl des Kindes geſichert iſt. 

Uneheliche Kinder, die gemäß 8 1706 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches den Namen des 
Ehemannes der Mutter führen, können, ſolange ſie ſich bei der Mutter und deren Ehemann in Pflege 
befinden, widerruflich von der Beaufſichtigung befreit werden. Das gleiche gilt von Kindern, die ſich 
im Haushalt ihrer Großeltern oder ihres Vormundes befinden. 


Ss 21 
Wer ein gemäß $ 19 Abſatz 1 der Aufſicht unterſtehendes Kind in Pflege hat, üt verpflichtet, 
deſſen Aufnahme, Abgabe, Wohnungswechſel und Tod dem Jugendamt unverzüglich anzuzeigen. 


8 22 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Jugendamt das Pflegekind ſofort aus der Pflegeſtelle entfernen 
und anderweit unterbringen. 

Das Jugendamt iſt verpflichtet, das zuſtändige Vormundſchaftsgericht von der erfolgten Weg- 
nahme unverzüglich zu benachrichtigen. 

g 8 23 

Bei Kindern, die vom Landesjugendamt in Familienpflege untergebracht werden, ſteht die Er⸗ 
teilung der Erlaubnis und die Aufſicht dieſer Behörde zu. Ihre Befugniſſe können jedoch auf das 
zuſtändige Jugendamt übertragen werden. 

8 24 

Das Landesjugendamt kann Anſtalten, die Kinder in Pflege nehmen, von der Anwendung der 
Beſtimmungen der 88 15, 17 und 18 widerruflich befreien. Die Befreiung iſt nur zu verſagen, wenn 
das Landesjugendamt Tatſachen feſtſtellt, die die Eignung einer Anſtalt zur Aufnahme von Pflege⸗ 
kindern ausſchließen. 

Die Beſtimmungen der $$ 19 und 21 finden mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle 
der Jugendämter das Landesjugendamt tritt. 

Das Landesjugendamt kann beſtimmen, inwieweit die Vorſchriften dieſes Abſchnitts auf Pflege⸗ 
kinder, die unter der Aufſicht einer der Jugendwohlfahrt dienenden, von ihm für geeignet erklärten Ver⸗ 
einigung ſtehen, Anwendung finden. 

8 25 

Wer ein Pflegekind ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis oder Anmeldung in Pflege nimmt oder 
nach Erlöſchen oder Widerruf der Erlaubnis in Pflege hält, oder wer den gemäß $ 17 Abſatz 1 
erlaſſenen Vorſchriften entgegenhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Gulden oder mit 
Haft oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der in den nach $ 21 vorgeſchriebenen Anzeigen wiſſentlich 
unrichtige Angaben macht oder die Leiche eines Pflegekindes oder unehelichen Kindes ohne die vorge⸗ 
ſchriebene Anzeige beerdigt. 

Wer der in 8 21 vorgeſchriebenen Anzeigepflicht nicht nachkommt, wird mit Geldſtrafe (bis zu 
einhundertfünfzig Gulden) oder mit Haft beſtraft. 

Die Beſtrafung tritt nur auf Antrag des Jugendamtes ein. Die Zurücknahme des Antrages iſt 
zuläſſig. 

Abſchnitt IV 

Stellung des Jugendamtes im Vormundſchafts weſen, Anſtalts⸗ und Vereins⸗Vormundſchaft 

1. Amtsvormundſchaft 
§ 26 

Das Jugendamt wird Vormund in den durch die folgenden Beſtimmungen vorgeſehenen Fällen 

(Amtsvormundſchaft). Es kann die Ausübung der vormundſchaftlichen Obliegenheiten einzelnen ſeiner 
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Mitglieder oder Beamten übertragen. Im Umfang der Übertragung ſind die Mitglieder und Br 
amten zur geſetzlichen Vertretung der Mündel befugt. 


| | | 8 27 

Auf die Amtsvormundſchaft finden die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches mit folgender 
Maßgabe Anwendung. Ein Gegenvormund wird nicht beſtellt; dem Amtsvormund ſtehen die nach 
§8 1852 bis 1854 des Bürgerlichen Geſetzbuches zuläſſigen Befreiungen zu. Von der Anwendung 
ausgeſchloſſen find die 88 1788, 1801, 1835, 1836 Abſatz 1 Satz 2 bis 4 und Abſatz 2, 1837 Abſatz 2, 
1838, 1839, 1844 und 1886. 

§ 1805 des Bürgerlichen Geſetzbuches findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die Anlegung 
von Mündelgeld gemäß 8 1807 des Bürgerlichen Geſetzbuches auch bei der das Jugendamt errich⸗ 
tenden Körperſchaft zuläſſig iſt. Hat das Jugendamt Aufwendungen zum Zwecke der Führung der 
Vormundſchaft gemacht, ſo ſind ihm dieſe aus dem Vermögen des Mündels zu erſetzen. Allgemeine 
Verwaltungskoſten werden nicht erſetzt. 


a. Geſetzliche Amtsvormundſchaft 
8 28 

Mit der Geburt eines unehelichen Kindes erlangt das Jugendamt des Geburtsortes die Vor- 
mundſchaft. Bis zum Eingreifen des zuſtändigen Vormundſchaftsgerichts hat das Amtsgericht des Ge⸗ 
burtsortes die erforderlichen vormundſchaftsgerichtlichen Maßnahmen zu treffen. 

Auf uneheliche Danziger Kinder, die im Ausland geboren ſind und im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig ihren Aufenthalt nehmen, finden, falls eine Danziger Vormundſchaft noch nicht eingeleitet iſt, 
die Beſtimmungen von Abſatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß das nach $ 6 dieſes Geſetzes 
zuſtändige Jugendamt die Vormundſchaft erlangt. 


8 29 

Der Standesbeamte hat die nach $ 48 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwil⸗ 
ligen Gerichtsbarkeit vom 17/20. Mai 1898 (R. G. Bl. S. 189/771) dem Vormundſchaftsgericht zu 
erſtattende Anzeige über die Geburt eines unehelichen Kindes dem Jugendamt zu überſenden. Dieſer 
Anzeige iſt eine Mitteilung über das religiöſe Bekenntnis anzufügen. Das Jugendamt hat unter 
Weiterreichung der Geburtsanzeige den Eintritt der Vormundſchaft dem Vormundſchaftsgericht unver- 
züglich anzuzeigen. Das Vormundſchaftsgericht hat dem Jugendamt unverzüglich eine Beſcheinigung 
über den Eintritt der Vormundſchaft zu erteilen, die bei Beendigung der Vormundſchaft zurückzu⸗ 
geben iſt. 

8 30 f 

Die Krankenanſtalten und Entbindungsanſtalten, in denen eine unverehelichte Schwangere auf⸗ 
genommen wird, haben innerhalb drei Tagen nach der Aufnahme dem Jugendamt die perſönlichen 
Verhältniſſe der Schwangeren mitzuteilen. 

Die Krankenanſtalten und Entbindungsanſtalten, in denen ein uneheliches Kind geboren wird, 
haben ſpäteſtens am 3. Tage nach der Geburt dieſe und die perſönlichen Verhältniſſe der Mutter 
dem Jugendamt mitzuteilen, ſoweit dieſes noch nicht geſchehen iſt. 

Die gleiche Verpflichtung liegt dem Arzt und der Hebamme ob, die bei der Entbindung einer 
unverehelichten Mutter außerhalb einer der im Abſatz 1 genannten Anſtalten zugegen geweſen ſind. 
Waren Arzt und Hebamme gemeinſam tätig, ſo liegt die Anzeigepflicht der Hebamme ob. Die Mit⸗ 
teilungen ſollen auch eine Angabe über den Reifegrad des Kindes enthalten. 


8 31 
Auf Antrag des Jugendamtes oder einer un verehelichten Schwangeren kann für eine Leibes⸗ 
frucht ein Pfleger beſtellt werden, auch wenn die Vorausſetzung des $ 1912 Satz 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches nicht gegeben iſt. Der Pfleger wird mit der Geburt des Kindes im Einverſtändnis mit 
dem Jugendamt Vormund. In dieſem Falle findet § 28 keine Anwendung. Die Vormundſchaft wird 
bei dem Vormundſchaftsgericht geführt, bei dem die Pflegſchaft anhängig war. 


8 32 
Sobald es das Wohl des Mündels erfordert, ſoll das die Vormundſchaft führende Jugendamt 
bei dem Jugendamt eines anderen Bezirks die Weiterführung der Vormundſchaft beantragen. Der An⸗ 
trag kann auch von dem Jugendamt eines anderen Bezirks, ſowie von der Mutter und näheren Fa⸗ 
milienmitgliedern des Mündels geſtellt werden. Das die Vormundſchaft abgebende Jugendamt hat den 
Übergang dem Vormundſchaftsgericht unverzüglich anzuzeigen. Gegen die Ablehnung des Antrages 


kann das Vormundſchaftsgericht angerufen werden. 
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9 83 
Das Vormundſchaftsgericht hat das Jugendamt auf ſeinen Antrag als Amtsvormund zu entlaſſen 
und einen Einzelvormund zu beſtellen, ſoweit dies dem Wohle des Mündels nicht entgegenſteht. 


b. Beſtellte Amtsvormundſchaft 
8 34 

Das Jugendamt kann unter den Vorausſetzungen des 8 1773 des Bürgerlichen Geſetzbuches mit 
feinem Einverſtändnis von den im $ 1776 des Bürgerlichen Geſetzbuches als Vormünder berufenen Per⸗ 
ſonen zum Vormund für einen Minderjährigen beſtellt werden, ſoweit nicht ein geeigneter anderer 
Vormund vorhanden iſt. 

Auf die beſtellte Amtsvormundſchaft finden die 88 1789 und 1791 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches keine Anwendung. Die Beſtellung erfolgt durch ſchriftliche Verfügung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts. i 


2. Stellung des Jugendamtes zum Vormundſchaftsgericht und zur 
Einzelvor mundſchaft 
8 35 
Das Jugendamt iſt Gemeindewaiſenrat. $ 10 gilt entſprechend. 


8 36 

Das Jugendamt hat das Vormundſchaftsgericht bei allen Maßnahmen zu unterſtützen, welche die 
Sorge für die Perſon Minderjähriger betreffen, insbeſondere durch Begutachtung bei der Feſtſetzung 
von Geldrenten für den Unterhalt Minderjähriger. Vor Entſcheidungen in den Fällen des $ 1635 
Abſatz 1 Satz 2, des $ 1666, des $ 1727, des $ 1728 Abſatz 2, des 8 1729 Abſatz 2, des $ 1750 
Abſatz 1 und des $ 1751 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches muß das Vormundſchaftsgericht das 
zuſtändige Jugendamt hören. 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht einſtweilige Anordnungen auch ſchon 
vor Anhörung des Jugendamtes treffen. Es kann das Jugendamt mit der Ausführung der Anord⸗ 
nungen aus $ 1631 Abſatz 2, $ 1636 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches und ſonſtiger Anordnung 
mit deſſen Einverſtändnis betrauen. 

Das Landesjugendamt kann auf Antrag des Jugendamtes Mitglieder oder Beamte des Jugend⸗ 
amtes ermächtigen, Beurkundungen gemäß 88 1718 und 1720 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
vorzunehmen, ſowie die im $ 1706 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches bezeichneten Erklärungen 
entgegenzunehmen und zu beglaubigen. N 

Macht das Landesjugendamt von dieſer Ermächtigung Gebrauch, ſo iſt aus dieſen Urkunden die 
Zwangsvollſtreckung zuläſſig, falls ſich der Schuldner ihr in der Urkunde unterworfen hat. Auf die 
Zwangsvollſtreckung finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung mit der Maßgabe Anwendung, 
daß ein vom Landesjugendamt zu beſtimmendes Mitglied oder ein Beamter des Jugendamtes die Voll- 
ſtreckungsklauſel erteilt. Über Einwendungen gegen dieſe Klauſel entſcheidet das Amtsgericht. 


8 37 

Das Jugendamt ſoll die Beſtellung einer Ein zelperſon als Vormund beantragen, wenn dies dem 
Intereſſe des Mündels förderlich erſcheint. Es kann auch die Beſtellung eines Mitvormundes für einen 
beſtimmten Wirkungskreis beantragen. 

Die Beſtellung kann von jedem, der ein berechtigtes Intereſſe des Mündels geltend macht und von 
dieſem ſelbſt, wenn es das 14. Lebensjahr vollendet hat, beantragt werden. Sie kann auch von Amts 
wegen erfolgen. Vor der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht das Jugendamt und möglichſt die 
Mutter des Mündels hören. 

8 38 

Das Jugendamt hat die Vormünder, Beiſtände und Pfleger ſeines Bezirks planmäßig zu beraten 
und bei Ausübung ihres Amtes zu unterſtützen. Die näheren Beſtimmungen trifft das Landesjugend⸗ 
amt. 

§ 10 gilt entſprechend. 


3. Mitvormundſchaft, Gegenvormundſchaft, Pflegſchaft und Beiltand- 
ſchaft des Jugendamtes 
8 39 
Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für die Beſtellung des Jugendamtes zum Mit⸗ 
vormund, Gegenvormund, Pfleger oder Beiſtand und für die Übertragung einzelner Rechte und Pflichten 
eines Vormundes auf das Jugendamt. 
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4. Anſtalts⸗ und Vereinsvormundſchaft 
8 40 A and 

Vorſtände von Anſtalten, die unter der Verwaltung des Staates oder einer öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft ſtehen, ſowie Vorſtände ſolcher privaten Anſtalten oder Vorſtände von Vereinen, die vom 
Landesjugendamt für geeignet erklärt ſind, können auf ihren Antrag zu Vormündern beſtellt werden 
(Anſtalts⸗ oder Vereinsvormundſchaft). Auch können ſie zu Pflegern oder Beiſtänden beſtellt werden. 
Ebenſo können ihnen einzelne Rechte und Pflichten des Vormundes übertragen werden. Das Jugendamt 
muß in den Fällen, in denen der Minderjährige von ihm bevormundet oder verſorgt iſt, vorher gehört 
werden. 

Auf die Anſtalts- oder Vereinsvormundſchaft finden die Beſtimmungen der 88 27, 33, 34 und 
37 mit der Maßgabe Anwendung, daß ein Gegenvormund beſtellt werden kann. Insbeſondere iſt die 


Beſtellung eines Jugendamtes zum Gegenvormunde zuläſſig. 


8 41 
Artikel 136 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und die 88 1783, 1887 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches werden aufgehoben. Dem § 1784 des Bürgerlichen Geſeatzbuches wird 
folgender Abſatz 2 angefügt: 
„Dieſe Erlaubnis darf nur verſagt werden, wenn ein wichtiger dienſtlicher Grund vorliegt.“ 
Dem 8 1786 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetz buches werden die Worte hinzugefügt: „welche zwei 
und mehr noch nicht ſchulpflichtige Kinder beſitzt oder glaubhaft macht, daß die ihr obliegende Für⸗ 
ſorge für ihre Familie die Ausübung des Amtes dauernd beſonders erſchwert.“ 


Abſchnitt V 
Die Schutzaufſicht und die Fürſorgeerziehung 
1. Die Schutzaufſicht 
8 42 
Ein Minderjähriger iſt unter Schutzaufſicht zu ſtellen, wenn ſie zur Verhütung ſeiner körperlichen, 
geiſtigen und ſittlichen Verwahrloſung geboten und ausreichend erſcheint. 


8 43 

Das Vormundſchaftsgericht ordnet die Schutzauſſicht von Amts wegen oder auf Antrag an. An⸗ 
tragsberechtigt ſind die Eltern, der geſetzliche Vertreter, das Jugendamt und in den Landkreiſen auch 
die Polizeibehörde. Das Vormundſchaftsgericht muß das Jugendamt vor der Entſcheidung über die 
Schutzaufſicht hören. 

Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts iſt den im Abſatz 1 Genannten und dem Minder⸗ 
jährigen ſelbſt, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat, bekanntzugeben, ſoweit ihr Inhalt nach dem 
Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichtes ihm ohne erziehlichen Nachteil mitgeteilt werden kann. i 

Iſt das Vormundſchaftsgericht nicht das des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Minderjährigen, 
ſo ſoll auf Antrag des Jugendamtes die Abgabe an dieſes Gericht gemäß 8 46 des Reichsgeſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſtattfinden, ſofern nicht beſondere Gründe dagegen 
ſprechen. | 

755 8 44 

Die Schutzaufſicht beſteht in dem Schutze und der Überwachung des Minderjährigen. Derjenige, 
der die Schutzaufſicht ausübt (Helfer), hat den Erziehungsberechtigten bei der Sorge für die Perſon 
des Minderjährigen zu unterſtützen und zu überwachen. Die Schutzaufſicht umfaßt die Sorge über 
das Vermögen nur, inſoweit der Arbeitsverdienſt des Minderjährigen in Betracht kommt. 

Der Helfer kann für alle Angelegenheiten, für gewiſſe Arten von Angelegenheiten oder für ein- 
zelne Angelegenheiten beſtellt werden. or 

Über den Umfang feines Wirkungskreiſes entſcheidet die Beſtellung. . 

Der Helfer hat bei der Ausübung ſeines Amtes das Recht auf Zutritt zu dem Minderjährigen. 
Die Eltern, der geſetzliche Vertreter und die Per ſonen, denen der Minderjährige zur Verpflegung 
und Erziehung übergeben iſt, ſind verpflichtet, dem Helfer Auskunft zu geben. 

Der Helfer hat dem Vormundſchaftsgericht und dem Jugendamt jeden Fall, in dem er zum Ein⸗ 
ſchreiten berufen iſt, unverzüglich anzuzeigen. N 

1 | | 8 45 
Die Schutzaufſicht erliſcht mit der Volljährigkeit des Minderjährigen oder durch rechtskräftige 
Anordnung der Fürſorgeerziehung. Sie iſt aufzuheben, wenn ihr Zweck erreicht oder die Erreichung 
anderweit ſichergeſtellt iſt. ei 10 759 nend ‚drunzan 
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$ 46 

Die Ausübung der Schutzaufſicht wird vom Vormundſchaftsgericht dem Jugendamt oder nach An⸗ 
hörung des Jugendamtes einer Vereinigung für Jugendhilfe oder einer einzelnen Perſon, ſoweit ſie 
zur Übernahme der Schutzaufſicht bereit ſind, übertragen. Das Vormundſchaftsgericht hat den Helfer 
zu entlaſſen, wenn dies dem Wohle des Minderjährigen förderlich erſcheint. Die näheren. Beſtimmungen 
über die Ausübung trifft das Landesjugendamt. 

Über die Führung des unter Schutzaufſicht geſtellten Minderjährigen iſt dem Vormundſchafts⸗ 
gericht auf Verlangen Bericht zu erſtatten. 

Das Jugendamt kann die Schutzaufſicht ohne gerichtliche Anordnung ausüben, ſolange der Er- 
ziehungsberechtigte damit einverſtanden iſt; es hat in dieſem Falle das Vormundſchaftsgericht von dem 
Eintritt der Schutzaufſicht zu benachrichtigen. 

§ 47 

Eine zur Zeit der Anordnung der Schutzaufſicht beſtehende Beiſtandſchaft (SS 1687 ff. des Bür- 
gerlichen Geſetzbuches) ſoll inſoweit aufgehoben werden, als ſich ihr Wirkungskreis mit dem der Schutz⸗ 
aufſicht deckt. 

2. Die Fürſorgeerziehung 
8 48 

Die Fürſorgeerziehung dient der Verhütung oder Beſeitigung der Verwahrloſung und wird in 
einer geeigneten Familie oder Erziehungsanſtalt unter öffentlicher Aufſicht und auf öffentliche Koſten 
durchgeführt. Fürſorgeerziehungsbehörde iſt das Landesjugendamt. 


8 49 

Ein Minderjähriger, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, iſt durch Beſchluß des Vor— 

mundſchaftsgerichtes der Fürſorgeerziehung zu überweiſen, 
1. wenn die Vorausſetzungen des § 1666 oder des $ 1838 des Bürgerlichen Geſetzbuches vor- 
liegen und zur Verhütung der Verwahrloſung des Minderjährigen die anderweite Unter⸗ 
bringung erforderlich iſt, eine nach dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts geeignete Un- 
terbringung aber ohne Inanſpruchnahme öffentlicher Mittel nicht erfolgen kann. Zur Ver⸗ 
hütung lediglich körperlicher Verwahrloſung iſt die Überweiſung nicht zuläſſig, 
2. wenn die Fürſorgeerziehung zur Beſeitigung der Verwahrloſung wegen Unzulänglichkeit der 
Erziehung erforderlich iſt. 

Die Fürſorgeerziehung darf nicht angeordnet werden, wenn ſie offenbar keine Ausſicht auf Erfolg 
bietet. 

Für den Fall, daß Ausſicht auf Erfolg der Fürſorgeerziehung beſteht, kann dieſe mit Zuſtimmung 
der Fürſorgeerziehungsbehörde auch noch angeordnet werden, wenn der Minderjährige das 18., aber noch 
nicht das 19. Lebensjahr vollendet hat. 

Maßgebend für die Altersgrenze iſt der Zeitpunkt, in dem der Antrag bei Gericht eingeht oder das 
Verfahren gemäß 8 51 oder 8 53 eingeleitet wird; der Zeitpunkt iſt aktenkundig zu machen. 


§ 50 
Artikel 135 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch wird aufgehoben. 


8 51 

Das Vormundſchaftsgericht beſchließt von Amts wegen oder auf Antrag. Antragsberechtigt iſt das 
nach $ 6 zuſtändige Jugendamt, in den Landkreiſen außerdem die Polizeibehörde. 

Das Vormundſchaftsgericht muß vor der Beſchlußfaſſung das Jugendamt, es ſoll, ſoweit dies ohne 
erhebliche Schwierigkeiten geſchehen kann, den Minderjährigen, ſeine Eltern und ſeinen geſetzlichen Ver⸗ 
treter hören. a ; 

Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen und muß, wenn er auf Anordnung der Fürſorgeer— 
ziehung lautet, den Eintritt der geſetzlichen Vorausſetzungen unter Bezeichnung der für erwieſen erach— 
teten Tatſachen feſtſtellen. 

Das Vormundſchaftsgericht kann die ärztliche Unterſuchung des Minderjährigen anordnen und ihn 
in einer zur Aufnahme von jugendlichen Pſychopathen geeigneten Anſtalt oder in einer öffentlichen 
Heil- und Pflegeanſtalt zur Beobachtung unterbringen laſſen. 

Der die Fürſorgeerziehung anordnende Beſchluß iſt den Antragsberechtigten, dem geſetzlichen Ver: 
treter, den Eltern, der Fürſorgeerziehungsbehörde und ferner dem Minderjährigen ſelbſt zuzuſtellen, 
wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat, jedoch nur ſoweit ſein Inhalt nach dem Ermeſſen des Vor⸗ 
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mundſchaftsgerichts ihm ohne erziehlichen Nachteil mitgeteilt werden kann. Der die Fürſorgeerziehung 
ablehnende Beſchluß iſt dem Antragſteller, der Fürſorgeerziehungsbehörde und, wenn eine vorläufige 
Fürſorgeerziehung ($ 53) angeordnet iſt, auch allen Perſonen zuzuſtellen, denen die vorläufige Anord⸗ 
nung zugeſtellt iſt. 

Gegen den ablehnenden Beſchluß kann der Antragsberechtigte, die Fürſorgeerziehungsbehörde, und 
gegen den Beſchluß, der die Fürſorgeerziehung anordnet, auch der geſetzliche Vertreter, die Eltern und 
der Minderjährige ſelbſt, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat, ſofortige Beſchwerde einlegen. 
Dieſe hat aufſchiebende Wirkung. 

Iſt das Vormundſchaftsgericht nicht das des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Minderjährigen, ſo 
ſoll auf Antrag des Jugendamtes die Abgabe an dieſes Gericht gemäß § 46 des Reichsgeſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit erfolgen, wenn nicht beſondere Gründe dagegen 
ſprechen. 

Ss 52 

Das Fürſorgeerziehungsverfahren kann durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts auf längſtens 
ein Jahr ausgeſetzt werden. Die Ausſetzung kann aus beſonderen Gründen durch Beſchluß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts auf höchſtens ein weiteres Jahr verlängert werden. Über das vollendete 19. Lebens⸗ 
jahr hinaus kann das Verfahren nicht ausgeſetzt werden. 

Gegen die Ausſetzung ſteht dem Jugendamt und der Fürſorgeerziehungsbehörde das Recht der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde zu. 

Für die Dauer der Ausſetzung muß eine Schutzaufſicht gemäß 88 42 ff. angeordnet werden. 


8 53 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht die vorläufige Fürſorgeerziehung des 
Minderjährigen beſchließen. Das Vormundſchaftsgericht kann die vorläufige Fürſorgeerziehung auch zur 
Prüfung, ob die Fürſorgeerziehung Ausſicht auf Erfolg bietet, auf die Dauer von 6 Monaten be⸗ 
ſchließen. Gegen den Beſchluß ſteht den in 8 51 Abſ. 6 Genannten die ſofortige Beſchwerde zu. § 18 
Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet keine An⸗ 
wendung. 

Nach rechtskräftigem Abſchluß des Verfahrens iſt das Vormundſchaftsgericht von dem Ort der je⸗ 
weiligen Unterbringung des Minderjährigen zu benachrichtigen. 

Die Beendigung der Fürſorgeerziehung vor Eintritt der Volljährigkeit iſt dem Vormundſchafts⸗ 
gericht mitzuteilen. 

8 54 

Für ſchleunige auf Grund dieſes Abſchnitts zu treffende Maßregeln iſt einnſtweilen auch dasjenige 
Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk das Bedürfnis der Fürſorgeerziehung hervortritt. Das Gericht hat 
von der angeordneten Maßregel dem endgültig und nunmehr ausſchließlich zuſtändigen Gericht Mit⸗ 
teilung zu machen. 

8 55 

Den Erziehungsberechtigten muß von dem Orte der Unterbringung des Kindes ſofort Mitteilung 
gemacht werden, ſofern dadurch der Erziehungszweck nicht ernſtlich gefährdet wird. Gegen eine Ver⸗ 
weigerung dieſer Mitteilung ſteht dem Erziehungsberechtigten das Recht der Beſchwerde an das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zu. 

In Ausführung einer angeordneten Fürſorgeerziehung kann die Erziehung in der eigenen Familie 
des Minderjährigen unter öffentlicher Aufſicht widerruflich angeordnet werden, wenn dadurch die Er⸗ 
reichung des Zweckes der Fürſorgeerziehung nicht gefährdet wird. Innerhalb der erſten 3 Monate nach 
Ausführbarkeit des Fürſorgeerziehungsbeſchluſſes bedarf die Anordnung der Zuſtimmung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. Gegen die Verweigerung der Zuſtimmung ſteht der Fürſorgeerziehungsbehörde 
die ſofortige Beſchwerde zu. 

§ 56 

Eine von dem zuständigen Vormundſchaftsgericht angeordnete Fürſorgeerziehung eines Minder⸗ 
jährigen wird von der Fürſorgeerziehungsbehörde ausgeführt. Sie ſoll ſich regelmäßig bei der Aus⸗ 
führung der Fürſorgeerziehung der Jugendämter bedienen. Den Leitern der Jugendämter ſteht das 
Recht zu, während der Zeit der Fürſorgeerziehung mit den Jugendlichen in perſönlicher Beziehung zu 
bleiben. Die Ausführbarkeit der Fürſorgeerziehung tritt mit der Rechtskraft, die der vorläufigen Für⸗ 
ſorgeerziehung mit dem Erlaß des Beſchluſſes ein. Die Unterbringung ſoll, ſoweit erforderlich, unter 
ärztlicher Mitwirkung erfolgen. Minderjährige, die an geiſtigen Störungen (Pſychopathie, Epilepſie, 
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ſchwerer Erziehbarkeit uſw.) oder an ſchweren anſteckenden Erkrankungen (Tuberkuloſe, Geſchlechtskrank⸗ 
heiten uſw.) leiden, ſind möglichſt in Sonderanſtalten oder Sonderabteilungen unterzubringen. 

Die Fürſorgeerziehungsbehörde gilt für alle Rechtsgeſchäfte, die die Eingehung, Anderung oder 
Aufhebung eines Dienſt⸗ oder Lehrvertrages oder die Geltendmachung der ſich aus einem ſolchen 
Vertrage ergebenden Anſprüche betreffen, als geſetzliche Vertreterin des Minderjährigen. Sie iſt ins⸗ 
beſondere befugt, den Arbeitsverdienſt des Minderjährigen zu verwalten und für ihn zu verwenden. 

Die Fürſorgeerziehungsbehörde iſt befugt, die Entmündigung eines Fürſorgezöglings wegen Geiſtes⸗ 
krankheit oder Geiſtesſchwäche zu beantragen. 


§ 57 

Die Fürſorgeerziehung endigt mit der Vollendung des 19. Lebensjahres. 

Die Fürſorgeerziehung iſt früher aufzuheben, wenn ihr Zweck erreicht oder anderweitig ſichergeſtellt 
it, und zwar von Amts wegen oder auf Antrag der im $ 51 Abſatz 6 Genannten mit Ausnahme des 
Minderjährigen. Die Aufhebung kann auch unter Vorbehalt des Widerrufs erfolgen. 

Über die Aufhebung gemäß Abſatz 2 entſcheidet die Fürſorgeerziehungsbehörde. Der Antragſteller 
kann, wenn die Fürſorgeerziehungsbehörde die Aufhebung ablehnt, binnen zwei Wochen ſeit Zuſtellung 
des ablehnenden Beſchluſſes die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts anrufen. Gegen deſſen Beſchluß 
findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

Der Antrag auf Aufhebung kann außer vom Jugendamt nicht vor Ablauf eines Jahres ſeit der 
Rechtskraft des die Fürſorgeerziehung anordnenden Beſchluſſes geſtellt, ein abgewieſener Antrag kann 
vor Ablauf von ſechs Wochen nicht erneuert werden. 


§ 58 

Auf Antrag der Fürſorgeerziehungsbehörde kann beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe die 
Fortführung der Fürſorgeerziehung vom Vormundſchaftsgericht über das vollendete neunzehnte Lebens⸗ 
jahr, jedoch nicht über den Zeitpunkt des Eintritts der Volljährigkeit des Minderjährigen hinaus an⸗ 
geordnet werden, wenn die Fortführung zur Erreichung des Zweckes der Fürſorgeerziehung erforder⸗ 
lich iſt. 

Die Anhörung des Minderjährigen, des geſetzlichen Vertreters und der Eltern ſteht im Ermeſſen 
des Vormundſchaftsgerichts. Der Beſchluß iſt dem Minderjährigen, dem geſetzlichen Vertreter und den 
Eltern mitzuteilen; im Falle der Ablehnung erfolgt die Mitteilung an die Fürſorgeerziehungsbehörde 
durch Zuſtellung. 

Das Vormundſchaftsgericht entſcheidet endgültig; doch ſteht der Fürſorgeerziehungsbehörde gegen 
den die Fortführung der Fürſorgeerziehung ablehnenden Beſchluß die ſofortige Beſchwerde zu. 

Solange über den Antrag nicht rechtskräftig entſchieden iſt, dauert die Fürſorgeerziehung fort. 


ns 

Die Fürſorgeerziehungsbehörde kann einen Minderjährigen nach Vollendung des achtzehnten Le⸗ 
bensjahres wegen Unausführbarkeit der Fürſorgeerziehung aus Gründen, die in der Perſon des Minder⸗ 
jährigen liegen, nach Anhörung des Jugendamts aus der Fürſorgeerziehung unter der Vorausſetzung 
entlaſſen, daß die Fürſorgeerziehung mindeſtens ein Jahr gedauert hat. Die Vorausſetzung der Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres und der einjährigen Durchführung der Fürſorgeerziehung iſt für 
die Entlaſſung nicht erforderlich, wenn eine krankhafte Veranlagung vorliegt, die eine erzieheriſche Be⸗ 
einfluſſung ausſchließt, in abſehbarer Zeit auch durch die Fürſorgeerziehung nicht behebbar iſt, die Für⸗ 
ſorge für ihn in anderer Weiſe jedoch ſicher geſtellt iſt. Die Fürſorgeerziehungsbehörde bedarf für die 
Entlaſſung der Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts. Gegen die Verſagung der Zuſtimmung ſteht 
der Fürſorgeerziehungsbehörde die ſofortige Beſchwerde zu. 


8 60 
Die gerichtlichen Verhandlungen ſind gebühren- und ſtempelfrei, die baren Auslagen fallen der 
Staatskaſſe zur Laſt. Die nach $ 51 Abſatz 2 zu hörenden Perſonen können im Falle ihrer Verneh⸗ 
mung vor Gericht Erſatz ihrer Auslagen nach den für Zeugen geltenden Vorſchriften verlangen. Dies 
gilt jedoch nicht für den Minderjährigen und ſeine Eltern. Verträge über die Unterbringung von Min⸗ 
derjährigen zur Ausführung der Fürſorgeerziehung ſind ſtempelfrei. 


§ 61 
Träger der Koſten der Fürſorgeerziehung iſt die Freie Stadt Danzig. 


; 120 

ö s62 

1 Die Minderjährigen und die zu ihrem Unterhalt Verpflichteten haben die durch die Unterbrin⸗ 

4 gung in Fürſorgeerziehung und die durch dieſe ſelbſt entſtehenden Koſten zu erſtatten. Die Erſtattung er⸗ 
folgt nach vom Senat feſtgeſetzten Tarifen. Die Koſten der allgemeinen Verwaltung der Fürſorgeer— 

1 ziehung, des Baues und der Unterhaltung der Anſtalten bleiben hierbei außer Anſatz. 

N Wenn die Heranziehung zur Koſtenerſtattung eine offenbare Härte bedeutet, insbeſondere wenn die 

ii zu erſtattenden Koſten die des gewöhnlichen Unterhalts erheblich überſchreiten, kann von der Ein⸗ 

ziehung der Koſten ganz oder teilweiſe abgeſehen werden. 

Wird gegen den Erſtattungsanſpruch Widerſpruch erhoben, ſo beſchließt über dieſen das Verwal— 

0 tungsgericht endgültig. Der Widerſpruch hat keine aufſchiebende Wirkung. 

| Die Einziehung der feſtgeſetzten Koſten erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 

14 

i 8 63 

„ Können ſchulpflichtige, der Fürſorgeerziehung überwieſene Minderjährige der öffentlichen Haupt⸗ 

ſchule nicht ohne ſittliche Gefährdung der übrigen Schulbeſucher zugewieſen werden, jo iſt für ander⸗ 


1 weitigen Schulunterricht zu ſorgen. 


8 64 
1 Wer, abgeſehen von den Fällen der $$ 120, 122 b, 235 des Strafgeſetzbuches einen Minder- 
1 jährigen, gegen den das gerichtliche Verfahren auf Unterbringung zur Fürſorgeerziehung eingeleitet 


oder die Unterbringung zur Fürſorgeerziehung angeordnet iſt, dem Verfahren oder der angeordneten 
Fürſorgeerziehung entzieht, oder ihn verleitet, ſich dem Verfahren oder der angeordneten Fürſorge— 
1 erziehung zu entziehen, oder wer ihm hierzu vorſätzlich behilflich iſt, wird auf Antrag der Fürſorge— 
erziehungsbehörde mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 3000, — Gulden oder 
mit einer dieſer Strafen beſtraft. Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

S 65 
Die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 


Artikel I 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


en inne ernennen 


Danzig, den 3. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
V. Greiſer Boeck 
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